
 

  

Personalverordnung 

Nachtrag vom 27. Mai 2021 

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden 

beschliesst 

I. 

Der Erlass GDB 141.11 (Personalverordnung vom 29. Januar 1998) 
(Stand 1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

Art.  6 Abs. 4 (aufgehoben) 

4 Aufgehoben 

Art.  19 Abs. 2 

2 Angestellte haben zudem Anspruch auf bezahlten Kurzurlaub, wenn beson-
dere private Ereignisse und Verpflichtungen dies rechtfertigen. Es besteht 
insbesondere Anspruch auf: 

a. (geändert) einen freien Arbeitstag bei der eigenen Heirat (einschliess-
lich ziviler Trauung) oder bei Eintragung der Partnerschaft; 

b. (geändert) einen freien Arbeitstag bei der Heirat (einschliesslich ziviler 
Trauung) oder bei Eintragung der Partnerschaft eines eigenen Kindes; 

c. (neu) die erforderliche Zeit bis einen freien Arbeitstag bei Umzug des 
eigenen Haushaltes; 

d. (neu) bis drei freie Arbeitstage beim Tod des Ehegatten oder der Ehe-
gattin, des eingetragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin, 
des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin, eines Eltern- oder 
Schwiegerelternteils oder eines Kindes; 

e. (neu) die erforderliche Zeit bis zu drei freien Arbeitstagen bei einer Er-
krankung oder einem Unfall eines Familienmitglieds, des eingetragenen 
Partners oder der eingetragenen Partnerin, des Lebenspartners oder 
der Lebenspartnerin für die erste Pflege und die Organisation der wei-
teren Pflege. 

http://gdb.ow.ch/data/141.11/de


 

 

Art.  22 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu) 

1 Die Anforderungen und Belastungen jeder Stelle werden durch das Perso-
nalamt auf Antrag des zuständigen Departements personen- und ge-
schlechtsunabhängig bewertet. Der Regierungsrat legt durch Ausführungs-
bestimmungen das System der Stellenbewertung im Einzelnen fest.  

2 Die Angestellten können die sie betreffende Stellenbewertung des Perso-
nalamts innert 20 Tagen beim Regierungsrat anfechten. 

3 Das Personalamt entscheidet unabhängig von Antrag oder Weisungen der 
Departemente und informiert den Regierungsrat jährlich über Änderungen 
von Stellenbewertungen. 

Art.  27 Abs. 2 (geändert) 

2 Lehrpersonen wird die Treueprämie ausbezahlt. 

Art.  28 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (geändert) 

1 Der Regierungsrat beantragt dem Kantonsrat mit dem Budget die aufgrund 
der zu erbringenden Leistungen notwendige Lohnsumme. 

3 Der Regierungsrat hört die Personalverbände vor der Verabschiedung des 
Budgets zuhanden des Kantonsrats an. 

Art.  29 Abs. 1 (geändert) 

1 Nach Genehmigung des Budgets entscheidet der Regierungsrat über die 
Verwendung der bewilligten Lohnsumme. 

Art.  34a (neu) 

Vaterschaftsurlaub 

1 Der Angestellte hat vom Tag der Geburt des Kindes an Anspruch auf einen 
Vaterschaftsurlaub von zwei Wochen. 

2 Dauert das Arbeitsverhältnis vor der Geburt des Kindes mindestens zwei 
Jahre, so hat der Angestellte während des gesamten Vaterschaftsurlaubs 
Anspruch auf 100 Prozent des Grundlohns. Andernfalls besteht Anspruch auf 
die Vaterschaftsentschädigung gemäss dem Bundesgesetz über den Er-
werbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft (Erwerbsersatzgesetz) 
1). 
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3 Die durch die Ausgleichskasse zu entrichtenden Erwerbsausfallentschädi-
gungen fallen an den Arbeitgeber. 

4 Die Anspruchsvoraussetzungen, die Rahmenfrist sowie der Beginn und das 
Ende des Anspruchs richten sich nach dem Erwerbsersatzgesetz. 

Art.  36 Abs. 2 (geändert) 

2 Für eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als sieben Kalendertagen ist unaufge-
fordert ein Arztzeugnis vorzulegen. In Ausnahmefällen kann bereits vorher 
ein Arztzeugnis verlangt werden. 

II. 

Der Erlass GDB 410.12 (Verordnung über das Anstellungsverhältnis der 
Lehrpersonen [Lehrpersonenverordnung] vom 25. April 2008) (Stand 
1. August 2021) wird wie folgt geändert: 

Art.  24 Abs. 3 (geändert) 

3 Die jährliche Anpassung des individuellen Lohnes wird aufgrund der zwei 
Kriterien Lage im Lohnband und Erfahrungs-/Altersanstieg berechnet. 

Art.  27 Abs. 1 (geändert) 

1 Nach Anhörung der Einwohnergemeinden und Lehrpersonenverbände legt 
der Regierungsrat die Funktionsstufen (Anhang 2) und die Gewichtung der 
Kriterien für die Lohnentwicklung fest. 

Anhang 3 (aufgehoben) 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

IV. 

Dieser Nachtrag unterliegt dem fakultativen Referendum. Er tritt, unter Vor-
behalt des Referendums, am 1. August 2021 in Kraft. Wird das Referendum 
ergriffen, bestimmt der Regierungsrat das Inkrafttreten. 

http://gdb.ow.ch/data/410.12/de


 

 

Sarnen, 27. Mai 2021 Im Namen des Kantonsrats 
Die Ratspräsidentin: Cornelia Kaufmann-Hurschler 
Der Ratssekretär: Beat Hug 

 

 


